Deutscher Bundestag 
3. Wahlperiode 


Drucksadle 1378 


Sdirlftlldier Berldit 

des Ausschusses für Wahlprüfung, Immunität und Geschäftsordnung 

(1. Ausschuß) 

— Immunitätsangelegenheiten — 

betr, Genehmigung zum Strafverfahren gegen den Abgeord- 
neten Dr. Bärsch gemäß Schreiben des Bundesministers 
der Justiz (Az. , 1044/1 E — 12/59) vom 11. August 1959 
(IV/57) 


A. Bericht des Abgeordneten Dr. Dittrich 


Der Bundesminiisiter der Justiz hat mit Schreiben 
vom 11. August 1959 ersucht, eine Entscheidung des 
Bundestages über die Genehmigung zum Strafver- 
fahren gegen den Abg. Dr. Barsch wegen versuchter 
Erpressung u. a. herbeizuiführen. 

Dier Präsident des Deutschen Bundestages hat diie 
Akten mit Schreiben vom 18. August 1959 dem Aus- 
schuß für Wahlprüfung, Immunität und Geschäfts- 
Ordnung gemäß § 114 Abs. 1 der Geschäftsordnung 
des Deutschen Bundestages zur Beratung zugeleitet. 

Der Ausschuß .hat in seiner Sitzung vom 4. No- 
vember 1959 über den Fall beraten. 

Der Immunitätssache liegt eine Strafanzeige des 
Arztes H. Demuth gegen den Arzt Abg. Dr. Bärsch 
zugrunde. Demuth hat den Abg. Dr. Bärsch in der 
Zeit vom 1, Januar bis 2. Februar 1959 in seiner 
Praxis vertreten. In dieser Zeit soll Demuth des 
öfteren Rezepte mit „Dr." Demuth unterzeichnet 
haben, obwohl er zur Führung des akademiischen 
Grades nicht befugt war; denn seine Promotion war 
noch nicht abgeschlossen. Demuth behauptet, daß 
dieses strafbare Verhalten auf Aufforderung des 
Abg. Dr. Bärsch geschehen sei, damit er seinen 
Patienten gegenüber als „Dr." Demuth in Erschei- 
nung trete. 

Wegen Meinungsverschiedenheiten kam es zu 
einer vorzeitigen Lösung des Arbeitsverhältniissies 
qim 2. Februar 1959. Zwischen den Parteien wurde 


eine Abfindungssumme von 500 DM vereinbart, die 
Abg. Dr. Bärsch jedoch erst bezahlte, nachdem 
Demuth Klage vor dem Arbeitsgericht Köln er- 
hoben hatte. 

Nachdem am 25. Februar 1959 vor dem Arbeits- 
gericht in Köln zunächst Versäumnisurteil auf 
600 DM ergangen war, sei Abg. Dr. Bärsch ver- 
spätet zum Termin erschienen und habe erklärt, 
daß er am Tage vorher 500 DM an Demuth über- 
wiesen habe. Hierauf habe Demuth seine Klage als 
erledigt betrachtet und seinen Antrag zurück- 
gezogen. 

Nunmehr wird von Demuth behauptet, daß Abg. 
Dr. Bärsch nach dem Termin versucht habe, eine 
teilweise Rückzahlung des Geldes zu erwirken mit 
der Drohung, er werde sonst Strafanzeige wegen 
unbefugter Führung des akademischen Grades er- 
statten. Außerdem habe Abg. Dr. Bärsch die Unter- 
schrift unter eine Erklärung abverlangen wollen, 
in der Demuth seine Verfehlungen und seine al- 
leinige Schuld zugeben und sich zur Rückzahlung 
von 500 DM verpflichten sollte. 

Eine Stellungnahme des Abg. Dr. Bärsch liegt vor. 

Die Frage, ob es sich gegebenenfalls um eine 
querulatorische Anzeigesache handelt, wurde vom 
Ausschuß verneint, so daß nach den vom Ausschuß 
aufgestellten Grundsätzen die Genehmigung zum 
Strafverfahren zu empfehlen ist. 


Bonn, den 6. November 1959 

Dr. Dittrich 

Berichterstatter 


Druck: Bonner Universitäts-Buciidruckerei, Bonn 
Alleinvertrieb; Dr. Hans Heger 
Bad Godesberg, Goethestraße 54, Telefon 35 51 


Ausschußantrag umseitig 
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B. Antrag des Ausschusses 

Der Bundestag wolle beschließen: 

Die Genehmigung zum Strafverfahren gegen den 
Abgeordneten Dr. Bärsch wird erteilt. 


Bonn, den 6. November 1959 


Der Aussdiuß für Wahlprüfung, Immunität 
und Gesdiäftsordnung 

Ritzel Dr. Dittrich 

Vorsitzender Berichterstatter 
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Schriftlicher Bericht 

des Ausschusses für Wahlprüfung, Immunität und Geschäftsordnung 

(1. Ausschuß) 

— Immunitätsangelegenheiten — 

betr. Genehmigung zum Strafverfahren gegen den Abgeord- 
neten Dr. Bärsch gemäß Schreiben des Bundesministers 
der Justiz (Az. 1044/lE — 12/59) vom 11. August 1959 
(IV/57) 


A. Bericht des Abgeordneten Dr. Dittrich 


Der BundesminiiStter der Justiz hat mit Schreiben 
vom 11. August 1959 ersucht, eine Entscheidung des 
Bundestages über die Genehmiigung zum Strafver- 
fahren gegen den Abg. Dr. Bärsch wegen versuchter 
Erpressung u. a. herbeizuführeh. 

Der Präsident des Deutschen Bundestages hat die 
Akten mit Schreiben vom 18. August 1959 dem Aus- 
schuß für Wahlprüfung, Immunität und Geschäfts- 
ordnung gemäß § 114 Abs. 1 der Geschäftsordnung 
des Deutschen Bundestages zur Beratung zugeleitet. 

Der Ausschuß hat in seiner Sitzung vom 4. No- 
vember 1959 über den Fall beraten. 

Der Immunitätssache liegt eine Strafanzeige des 
Arztes H. Demuth gegen den Arzt Abg. Dr. Bärsch 
zugrunde. Demuth hat den Abg. Dr. Bärsch -^in der 
Zeit vom 1. Januar bis 2. Februar 1959 in seiner 
Praxis vertreten. In dieser Zeit soll Demuth des 
öfteren Rezepte mit „Dr.“ Demuth unterzeichnet 
haben, obwohl er zur Führung des akademischen 
Grades nicht befugt war; denn seine Promotion war 
noch nicht abgeschlossen. Demuth behauptet, daß 
dieses strafbare Verhalten auf Aufforderung des 
Abg. Dr. Bärsch geschehen sei, damit er seinen 
Patienten gegenüber als „Dr." Demuth in Erschei- 
nung trete. 

Wegen Meinungsverschiedenheiten kam es zu 
einer vorzeitigen Lösung des Arbeitsverhältnisses 
am 2. Februar 1959. Zwischen den Parteien wurde 


eine Abfindungssumme von 500 DM vereinbart, die 
Abg. Dr. Bärsch jedoch erst bezahlte, nachdem 
Demuth Klage vor dem Arbeitsgericht Köln er- 
hoben hatte. 

Nachdem am 25. Februar 1959 vor dem Arbeits- 
gericht in Köln zunächst Versäumnisurteil auf 
600 DM ergangen war, sei Abg. Dr. Bärsch ver- 
spätet zum Termin erschienen und habe erklärt, 
daß er am Tage vorher 500 DM an Demuth über- 
wiesen habe. Hierauf habe Demuth seine Klage als 
erledigt betrachtet und seinen Antrag zurück- 
gezogen. 

Nunmehr wird von Demuth behauptet, daß Abg. 
Dr. Bärsch nach dem Termin versucht habe, eine 
teilweise Rückzahlung des Geldes zu erwirken mit 
der Drohung, er werde sonst Strafanzeige wegen 
unbefugter Führung des akademischen Grades er- 
statten. Außerdem habe Abg. Dr. Bärsch die Unter- 
schrift unter eine Erklärung abverlangen wollen, 
in der Deiiiuth seine Verfehlungen und seine al- 
leinige Schuld zugeben und sich zur Rückzahlung 
von 500 DM verpflichten sollte. 

In seiner Stellungnahme vom 3. Mai 1959 gegen- 
über dem Oberstaatsanwalt gibt Abg. Dr. Bärsch 
eine entgegengesetzte Sachdarstellung. Demuth 
habe bei seiner Bewerbung, fälschlich angegeben, 
seit Jahren praxiserfahren zu sein und promoviert 
zu haben. Nach seiner Einstellung sei die Bitte er- 


Diuck: Bonner Univexsitäts-Eudidrucfce'rei, Bonn 
Alleinve'r trieb , Dt. Hans Heger 
Bad Godesberg, Goethestraße 54, Telefon 35 51 
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folgt, die Rezepte mit „Dr, Demuth" zu unterschrei- 
ben, ohne Kenntnis der Nichtberechtigung zum 
Führen des Doktortitels. 

Eine versuchte Erpressung stellte Abg. Dr. Bärsch 
entschieden in Abrede. Er habe zwar 500 DM von 
Demuth zurückgefordert, jedoch ohne jede Drohung 


und nur unter Hinweis darauf, daß das Geld durch 
Täuschung erlangt worden sei. 

Um der Staatsanwaltschaft Gelegenheit zu den er- 
forderlichen Ermittlungen zu geben, empfiehlt der 
Ausschuß, die Genehmigung zum Strafverfahren zu 
erteilen. 


Bonn, den 6. November 1959 

Dr. Dittrich 

Berichterstatter 


B. Antrag des Ausschusses 

Der Bundestag wolle beschließen: 

Die Genehmigung zum Strafverfahren gegen den 
Abgeordneten Dr. Bärsch wird erteilt. 


Bonn, den 6. November 1959 


Der Ausschuß für Wahlprüfung, Immunität 
und Geschäftsordnung 

Ritzel Dr. Dittrich 

Vorsitzender Beriditerstatter 
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